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Unterrichtung  

Hannover, den 27.02.2025 

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages 
- Landtagsverwaltung - 

Beschlüsse zu Eingaben im 23. Tagungsabschnitt 

Der Landtag hat folgende Beschlüsse zu Eingaben gefasst: 

1. Zu Gesetzen: 

Keine 

2. Zu Anträgen: 

Digitalisierung als Chance - die Rahmenbedingungen für die digitale Schule jetzt verbessern! 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 19/877 

Beschlussempfehlung des Kultusausschusses - Drs. 19/6544 Nr. 2 

0224/04/19, Ausleihe von Lernmitteln: digitale Schulbücher (E-Books): 
Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

 

Von Lootboxen zu problematischem Glücksspiel? Jugendschutz und Suchtprävention kon-
sequent umsetzen und simuliertes Glücksspiel regulieren 

Antrag der Fraktion der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/4263 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz - 
Drs. 19/6450 Nr. 2 

00557/07/19, 

a) Werbung für Sportwetten im Fernsehen und Internet vor 23.00 Uhr 

b) „Lootboxen“ in Computerspielen für Minderjährige:  

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

 

3. Zur Eingabenübersicht: 

Beschlussempfehlung des Petitionsausschusses - Drs. 19/6530 

1. 00697/11/19, Kündigung des Verkehrsvertrages „Dieselnetz Niedersachsen Mitte": 

Die Eingabe wird der Landesregierung als Material überwiesen. 

2. 00517/11/19, Aussetzung der Abschiebung von Jesiden (Jeziden/Eziden/Yeziden) in den 
Irak: 

Die Eingabe wird der Landesregierung als Material überwiesen.  
Im Übrigen ist der Einsender über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 
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3. 00040/11/19, Planfeststellungsverfahren mit Umweltverträglichkeitsprüfung für Richt-
bohrungen in der Nordsee: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

4. 00767/11/19, Unterstützung von Jugendämtern im Kampf gegen Gewalt gegen Kinder 
und Jugendliche: 

Die Einsenderin ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

5. 00768/11/19, Straßenbau; hier: Abschaffung der Erschließungsbeiträge: 

Die Einsenderin ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

6. 00770/11/19, Fachliche Anforderungen im Fach Mathematik in der Abiturprüfung 2024: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

7. 00779/11/19, Erhalt der Grundschule in Drennhausen (Samtgmeinde Elbmarsch): 

Die Einsenderin ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

8. 00785/89/19, Ausgestaltung der Inflationsausgleichsprämie für Beamtinnen und Beamte: 

Die Einsenderin ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

9. 00797/11/19, Strafgerichtliche Verurteilung: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

10. 00801/11/19, Anregungen zu verschiedenen naturschutzrechtlichen Themen,  
u. a. insektenfreundliche Bepflanzung und Klimaschutz: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

11. 00814/11/19, Beschwerde über die Bauleitplanung und das Verhalten der Stadt  
Wolfenbüttel im Zusammenhang mit der Errichtung bzw. dem Betrieb einer Moschee: 

Die Einsenderin ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

12. 00816/89/19, Ausgeglichene Unterrichtsversorgung aller Schulen im Landkreis  
Helmstedt: 

Die Einsender sind über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

13. 00817/11/19, Beschwerde über das Verhalten der Leitung der Universitätsmedizin  
Göttingen (UMG): 

Die Einsenderin ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

14. 00818/11/19, Justizvollzug:  
a) Sozialtherapie,  
b) Lockerungen,  
c) Verlegung nach Berlin: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

15. 00823/11/19, Justizvollzug; Organisation der Haftraumtelefonie: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

16. 00826/11/19, Anregungen zum Mietrecht / zum Mieterschutz: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

17. 00829/11/19, Heimaufsicht;  
a) Kündigung eines Wohnplatzes in einem Fachpflegeheim,  
b) Aufgabenwahrnehmung durch den Landkreis Göttingen: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 
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18. 00831/89/19, Festlegung eines bindenden maximalen Schlüssels zwischen  
unterzubringenden Geflüchteten und Einwohnenden: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

19. 00832/11/19, Verkehrsprobleme im Bereich der Vorwerksiedlung (Stadt Braunschweig): 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

20. 00833/11/19, Verbot von Tiertransporten nach Marokko: 

Die Einsenderin ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

21. 00834/11/19, Beschwerde über das Verhalten der Gemeinde Geste und des Landkreises 
Emsland im Zusammenhang mit dem Genehmigungsverfahren für eine Zuwegung zum 
Friedhof im Ortsteil Dalum: 

Die Einsenderin ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

22. 00834/11/19-001, Beschwerde über das Verhalten der Gemeinde Geste und des  
Landkreises Emsland im Zusammenhang mit dem Genehmigungsverfahren für eine  
Zuwegung zum Friedhof im Ortsteil Dalum: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

23. 00836/11/19, 30453 Hannover, Einbürgerung: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

24. 00837/11/19, Änderung der Nds. Bauordnung (NBauO);  
Kritik am zeitlichen Ablauf und den Textformulierungen: 

Die Einsenderin ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 
Mit Blick auf den Paradigmenwechsel in der Nds. Bauordnung (NBauO) begrüßt der 
Landtag das breite Gesprächsangebot des Nds. Ministeriums für Wirtschaft,  
Verkehr, Bauen und Digitalisierung an die unteren Bauaufsichtsbehörden sowie die 
umfangreiche Informationszusammenstellung (FAQ-Katalog). 

25. 00840/11/19, Justizvollzug;  
a) Qualität der Betten in den Hafträumen,  
b) medizinische Versorgung,  
c) Umgang im Rahmen einer Haftentlassungsprüfung: 

Die Einsenderin ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

26. 00842/11/19, Ablehnung von Leistungen durch die Pflegekasse bei der AOK  
Niedersachsen: 

Die Einsenderin ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

27. 00843/11/19, Aufenthaltsrecht für einen pakistanischen Staatsangehörigen: 

Die Einsenderin ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

28. 00844/11/19, Beschwerde gegen das Verhalten der Justizvollzugsanstalt Lingen: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

29. 00855/11/19, Verschiedene Beschwerden u. a. über den fehlerhaften Versand von  
gerichtlichen Schreiben (hier des Amtsgerichts Gifhorn): 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

30. 00857/11/19, Justizvollzug:  
a) Verlegung in eine andere Justizvollzugsanstalt,  
b) Behandlung von Anträgen und eingehenden Postsendungen: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 



Niedersächsischer Landtag – 19. Wahlperiode Drucksache 19/6650 

 

4 

31. 00864/11/19, Unterstützung durch das Jugendamt des Landkreises Heidekreis beim  
Umgangskontakt mit den Kindern: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

32. 00868/11/19, Betriebsprüfung durch die Rentenversicherung Braunschweig-Hannover: 

Die Einsenderin ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

33. 00872/11/19, Festsetzung von Verspätungszuschlägen durch das Finanzamt Emden: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

34. 00875/11/19, a) Hilfsfristen für den Rettungsdiensteinsatz  
b) verpflichtende Nutzung von „First-Responsor-Apps“ in den Leitstellen: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

35. 00876/11/19, Justizvollzug: medizinische Behandlung: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

36. 00886/89/19, Hilfen für geschädigte Privathaushalte des Hochwasser im Dezember 
2023 im Landkreis Leer: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

37. 00892/11/19, Niederschlagung von Gerichtskosten in einer familienrechtlichen Angele-
genheit: 

Die Einsenderin ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

38. 00894/11/19, Kostenlose Schülerbeförderung für die Sekundarstufe II (Oberstufe) und die 
Berufsbildenden Schulen (BBS): 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

39. 00894/11/19-001, Kostenlose Schülerbeförderung für die Sekundarstufe II (Oberstufe) 
und die Berufsbildenden Schulen (BBS): 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

40. 00898/11/19, Beschwerden über die Staatsanwaltschaft Hannover, die Generalstaats-
anwaltschaft Celle, das Nds. Justizministerium u. a im Zusammenhang mit der Einstel-
lung eines Ermittlungsverfahrens: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

41. 00899/11/19, Förderung von Fahrradstraßen: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

42. 00920/11/19, Verlegung des morgendlichen Unterrichtsbeginns auf 9:30 Uhr: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

43. 00921/11/19, Höhe der Gebühren für einen gerichtlichen Mahnbescheid: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

44. 00935/11/19, Kriterien und Nachweise zur Erlangung der Auszeichnung „Grüne Haus-
nummer“: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

45. 00936/11/19, Maßnahmen zum Schutz des Wolfes und des Luchses: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 
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46. 00955/11/19, Justizvollzug; Gewährung von Lockerungen: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

47. 00971/11/19, Inanspruchnahme von Leistungen zur Teilhabe an der Gesellschaft für 
Schwerbehinderte mit besonderem Anspruchsprofil: 

Die Einsender sind über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

48. 00978/11/19, Bitte um Verlängerung einer Haftstrafe: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

49. 00979/11/19, Justizvollzug: 
a) medizinische Versorgung  
b) Haftsituation (Lärm im Aufenthaltsraum)  
c) persönliche Gegenstände: Erhalt und Betrieb von technischen Gegenständen,  
Ausgabe des Wäschepakets  
d) Bearbeitung von Anträgen  
e) Einkauf 
f) Beschwerde über das Verhalten von Mitarbeitern des Justizministeriums sowie der 
Staatsanwaltschaft: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

50. 00792/11/19, Qualifikation und Weiterbildung im Bereich der Veranstaltungsbranche;  
hier: Anerkennung und Förderfähigkeit von Spezialisierungsqualifikation für Veranstal-
tungstechnik: 

Die Eingabe wird im Hinblick auf die Förderfähigkeit des Fortbildungsabschlusses  
in der Theatertechnik für erledigt erklärt. Im Übrigen ist der Einsender über die  
Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

51. 00805/11/19, Grundsteuer; Beschwerde über das Verhalten des Finanzamtes  
Osnabrück-Land: 

Die Eingabe wird im Hinblick auf den im Steuerbescheid fehlerhaft angesetzten  
Lagefaktor des Grundstücks für erledigt erklärt. Im Übrigen ist der Einsender über 
die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

52. 00824/11/19, Beschwerde über den Landkreis Hildesheim im Zusammenhang mit der  
Bearbeitung einer aufenthaltsrechtlichen Angelegenheit: 

Die Eingabe wird für erledigt erklärt, weil dem Anliegen des Einsenders entsprochen 
wurde. Im Übrigen ist der Einsender über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

53. 00994/11/19, Maßregelvollzug;  
a) Pausenräume in der Arbeitstherapie,  
b) Tätigkeit der Besuchskommission: 

Die Eingabe wird hinsichtlich der Pausenräume und des Ablaufes der Pausen in der 
Arbeitstherapie für erledigt erklärt. Im Übrigen ist der Einsender über die Sach- und 
Rechtslage zu unterrichten. 

54. 00803/11/19, Beschwerde über das Verhalten der Nds. Staatskanzlei: 

Der Landtag sieht keine Möglichkeit, sich für das Anliegen der Einsenderin  
zu verwenden. 

55. 00781/11/19, Besuchsregelungen in einer Einrichtung der Kinder- und Jugendhilfe: 

Hinsichtlich der durch die Einsenderin erbetenen rechtlichen Beratung sieht der 
Landtag keine Möglichkeit, sich für dieses Anliegen zu verwenden. Im Übrigen ist 
die Einsenderin über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 
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56. 00846/11/19, Beschwerde gegen das Verhalten des Jugendamtes im Landkreis  
Osterholz-Scharmbeck sowie des Jugendamts im Landkreis Heilbronn: 

Der Landtag sieht keine Möglichkeit, sich für das Anliegen des Einsenders  
zu verwenden. Im Übrigen ist der Einsender über die Sach- und Rechtslage zu  
unterrichten. 

57. 00740/11/19, Zuschriften zu verschiedenen Themen u. a.:  
a) Bau einer Seilbahn von Bad Münder zum Süntelturm  
b) Errichtung von Gedenkstätten in Bad Nenndorf und im Süntel  
c) Moorschutz / Unterschutzstellung des Steinhuder Meeres  
d) Naturschutzgebiet Rodenberg Aue und Nebengewässer  
e) Schutz von Industriedenkmalen 
f) Regionalverkehr im Weserbergland  
g) Förderung der Transformation der Glasindustrie  
h) Erstellung eines Gutachtens zum Wiederaufbau der Sünteltalbahn  
i) Anregungen zur Gebietsreform  
k) Sicherung der Bahnstrecke Rinteln-Stadthagen  
l) Reaktivierung der Bahnstrecke zwischen Rinteln und Bahntrup  
m) Fernverkehrsverträge mit der Bahn für den Anschluss von Hameln und Bad Pyrmont  
n) Verlegung von Erdkabeln  
o) Aufnahme der Süntelbuchen in das UNESCO Weltnaturerbe  
p) Gedenkstätten in Hannover und Oldenburg: 

Der Landtag hat die nicht näher begründeten Anregungen und Wünsche des  
Einsenders, die nicht auf eigenes Handeln zielen sondern ein Verwaltungshandeln 
im Bereich diverser niedersächsischer Kommunen anstreben, zur Kenntnis  
genommen. Er weist auf die Möglichkeiten hin, diesen Wunsch in den dafür  
vorgesehenen Verfahren und gegenüber den zuständigen Stellen vor Ort geltend 
machen zu können. Darüber hinaus sieht der Landtag keinen Anlass, sich für das 
Anliegen des Petenten zu verwenden. 

58. 00828/11/19, Verschiedene Zuschriften  
a) zur Vergabe von Abiturpreisen durch die evangelische Kirche,  
b) zum Verhalten des Nds. Ministeriums für Inneres und Sport im Zusammenhang mit 
dem „Stolzmonat“,  
c) zum Naturschutzgebiet Wietzendorfer Moor  
d) Umbenennung des Nds. Verfassungsschutzes in „Antifa Abteilung Niedersachsen“  
e) Verbot der Zahlung von freiwilligen Leistungen durch eine Gemeinde (hier Gemeinde 
Wietzendorf): 

Der Landtag sieht keinen Anlass, sich für das Anliegen des Einsenders zu  
verwenden. 

59. 00849/11/19, Maßnahmen gegen die Häufigkeit der Ausstrahlung identischer  
TV-Werbespots: 

Der Landtag sieht keinen Anlass, sich für das Anliegen des Einsenders  
zu verwenden. Im Übrigen soll die Stellungnahme des Fachministeriums dem  
Einsender übersandt werden. 

 

 

(Verteilt am 28.02.2025) 
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